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„Buhmann” der Nation
ist derzeit wohl Post-
General Anton Wais (li.).
Er wird für den geplanten
Kahlschlag bei der  Post
verantwortlich gemacht.
Auch KO Christian Illedits
und GVV -Präsident Ernst
Schmid schicken einen
Protestbrief an die Post.

Seite 5

Gemeindevertreterverband hat sehr gutes Ergebnis verhandelt:   Seite 2

Das Landesbudget 2009 mit
Impulsen für die Gemeinden

Der Präsident des Gemeindevertreterverbandes Burgenland, 

LAbg. Bgm. Ernst Schmid, und sein Team

wünschen allen GemeindevertreterInnen ein schönes Weihnachtsfest

und ein erfolgreiches Neues Jahr 2009!

Am Landesfeiertag, dem 11. November, werden alljährlich verdiente BurgenländerInnen geehrt
– so auch in diesem Jahr. Gemeinsam mit GVV-Präsident Ernst Schmid (re.) 

und Klubobmann Christian Illedits (li.) zeichnete Landeshauptmann Hans Niessl 
auch engagierte Gemeindevertreter aus.
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Ertragsanteile neu – dramatische
Verschiebungen!

Die A uswirkungen der Be völke-
rungsveränderung bei den Abgaben-
ertragsanteilen, die ab 2009 schlagend
wird, haben massive Auswirkungen auf
unsere Gemeinden. Mehr als die
Hälfte der 171 Gemeinden hat
Verluste. Im Schnitt liegen die Verluste
bei 20.000 Euro, andere Gemeinden –
vor allem im Nor den des Landes –
haben zum Teil star ke Steigerungen.
Dieses Bild wird sich in den kom -
menden Jahren verschärfen, nicht nur
im Burgenland, sondern auc h in der
Steiermark, i n Niederösterreich u nd
vor allem in Kärnten. 

Es gibt in all diesen Ländern
wachsende und schrumpfende Bezirke,
Ballungszentren und P eripherie. Wie
können wir im Bur genland dieser
Entwicklung begegnen? 

LR Bieler hat hier zum Einen 
Ausgleichszahlungen a ngekündigt,
zum A nderen gibt es auf LGF-Ebene
Strategiesitzungen (Steiermark, Kärn-
ten, Bur genland, Niederösterr eich),
um hier die FAG-Ungleichgewichte
gegenüber dem Westen auszugleichen,
denn in der so genannten „Ober -
verteilung“ der Ertr agsanteile zwis-
chen den Bundesländern ist viel
Potenzial enthalten. 

Hier w erden und müssen wir uns
als GVV Bur genland – zusammen mit
unseren P artnern aus Kärnten,
Niederösterreich und der Steiermark –
für ein fair es System einsetzen, um
diese Entwic klung abzumildern.
Gleichzeitig muss es uns g elingen, die
Abwanderung in den peripher en
Regionen zu stoppen. Das wir d die
Herausforderung für die nächsten
Jahre sein! 

Kommentar

Mag. Herbert
MARHOLD
LGF 
GVV Burgenland

Landesbudget 2009:
Impuls für Gemeinden

Und S chmid w eiter: „ Es s timmt
mich schon sehr nachdenklich, wenn
ÖVP-Gemeindereferent Steindl und
Gemeindebund-Burgenland P räsident
Leo  Radakovits einem Budget nicht
zustimmen, das wesentliche Mittel für
die  Gemeinden des Landes in den
nächsten Jahren bereitstellt. Die ÖVP
verabschiedet  sich damit wieder ein-
mal von der Verantwortung und setzt
ihren Kurs des Nein- Sagens fort.“ 

Das Budget von LR Helmut Bieler
sieht in vielen Bereichen wichtige
Impulse für die Gemeinden vor.
Infrastrukturprojekte werden durch
Landesmittel vor gezogen, im Bereich
der Bildung und der Kinderbetreuung
gibt e s w esentlich m ehr M ittel u nd
nicht zuletzt wurde damit das größte
Wirtschaftspaket in der Geschichte des
Landes verabschiedet. 

Außerdem hat Bieler bereits zuge-
stimmt, Ausgleichszahlungen an 

Abgangsgemeinden seitens des Landes
vorzunehmen.  Hintergrund dazu: Im
derzeitigen FAG ist festgelegt, dass ab
dem Jahr 2009 die Ertragsanteile des
Bundes, also die wichtigsten Finanz-
mittel für unsere Gemeinden, nicht
mehr nach der alle 10 Jahre stattfinden-
den Volkszählung, sondern jährlich
durch die elektronische Registerzäh-
lung bestimmt werden. Die Ertrags-
anteile werden pro Einwohner aus-
bezahlt. 

Für v iele G emeinden, d ie u nter
sinkenden Einwohnerzahlen leiden,
bedeutet das jährliche, massive finan-
zielle Einbußen.  

GVV Präsident Ernst Schmid
abschließend: „Die Gemeinden können
sich auf den GVV Burgenland  und das
SPÖ-Regierungsteam verlassen. W ir
garantieren allen Abgangsgemeinden
Ausgleichszahlungen des Landes.“

�

Im burgenländischen Landtag wurde im Oktober das Budget
2009 diskutiert und beschlossen. Die SPÖ hat diesem Budget
zugestimmt, die ÖVP verweigerte ihre Zustimmung, obwohl das
größte Wirtschaftspaket der Landesgeschichte verabschiedet
wurde und gerade dieses Budget wichtige Impulse für die
Gemeinden des Landes setzen wird. GVV -Präsident Ernst
Schmid: „Die SPÖ als Kommunalpartei Nummer 1 lässt die
Gemeinden eben nicht im Stich!“ 

Mehr Geld löst in den  Gemeinden wertvolle I mpulse, b eispielsweise i m
Infrastrukturbereich aus.     Foto: bilderbox
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Ländlicher Raum: 
Der Kampf geht weiter! 

Unser Bestr eben muss
es sein, Arbeitsplätze, In-
frastruktur und Leben-
squalität im ländlichen
Raum zu stärken und
auszubauen. Mir ist daher
gerade in Zeiten einer dro-
henden W irtschaftsflaute
völlig unverständlich, dass
das Postmanagement wie-
der einen Anschlag auf
den ländlichen Raum voll-
zieht. 

Was will man damit er-
reichen? 2001/02 wur den
im Bur genland insgesamt
48 Postämter geschlossen,
2006 wur den weiter e 16
geschlossen. Nun redet die
Post von tausend Post-
ämtern, die österr eichweit
geschlossen wer den sol-
len. Für das Bur genland
könnten dann zwei bis drei
Postämter pr o Bezirk
übrig bleiben. 

Wir vom GVV überneh-
men V erantwortung und
wir wer den daher – wie
schon 2006 – handeln. 

2006 haben wir vier
Postämter ger ettet! W ir
haben jetzt die „kommu-
nale Notrufaktion“ seitens
der SPÖ und des GVV
Burgenland ins Leben ge-
rufen. Resolutionen gegen
die weitere Ausdünnung
des ländlichen Raums
wurden an alle Gemeinden
versendet und wir haben
im Landtag einen diesbe-
züglichen Entschließungs-
antrag eingebracht. Damit
wollen wir eine br eite
Front gegen diesen
„Schließungswahnsinn“
aufbauen! 

Eine weiter e Schlies-
sungswelle bei den Post-
ämtern ist unser er Bevöl-

kerung nicht mehr zumut-
bar. Gerade ältere Person-
en brauchen ein Postamt
vor Ort. Aber auch als
Wirtschaftsfaktor sind sie
wichtig. W enn weiter hin
Infrastruktur in den Ge-
meinden mutwillig abge-
baut wird, dann wir d sich
das auch auf den Standort
der Gemeinden als W irt-
schaftszone negativ aus-
wirken. Ich glaube nicht,
dass wir uns das leisten
können. 

Mit der weiter en Aus-
dünnung des ländlichen
Raums wird es auch nicht
gelingen, die Landflucht
zu verhindern und die Ab-
wanderung der Arbeit-
splätze in die Städte zu
stoppen. 

Werner Faymann hat es
vorgemacht und die Uni-
versaldienstverordnung so
abgeändert, dass für sechs
Monate Schließungen aus-
geschlossen sind. Der So-
zialdemokratische Ge-
meindevertreterverband
Burgenland hat dazu eine
positive Stellungnahme
abgegeben. Diese Stel-
lungnahme wur de auch
dem Österreichischen Ge-
meindebund zur Kenntnis
gebracht.

Wichtig für uns ist die
Aufrechterhaltung sämtli-
cher Poststellen, wobei die
Grundversorgung dur ch
vollwertige Postämter zu
gewährleisten ist. Geplan-
te Maßnahmen zur Re-
strukturierung der Post
sind umgehend dem Land
Burgenland, den Gemein-
den sowie den Gemeinde-
verbänden bekannt zu ge-
ben. Der Finanzminister
wird weiters aufgefor dert,
die erfor derlichen Be-
schlüsse in der ÖIAG her-

beizuführen, damit ein
Konzept vor gelegt wir d,
das die ausreichende flä-
chendeckende Versorgung
mit Postgeschäftsstellen
sicher stellt. Das Postge-
setz ist in Hinblick auf die
Liberalisierung des Post-
marktes so zu ändern,
dass eine flächendeck-
ende, leistbar e und hoch-
wertige V ersorgung der
gesamten Bevölkerung
sichergestellt wird. Außer-
dem sollen fair e Rahmen-
bedingungen im Post-
markt festgelegt wer den,
um Wettbewerbsverzerrun-
gen zu Lasten der Post AG
gegenüber privaten Anbie-
tern und Benachteiligun-
gen des ländlichen Raums
zu verhindern. 

Zur Absicherung gegen
Lohn- und Sozialdumping
und Gewährleistung sta-
biler Arbeitsver hältnisse
ist ein österr eichweit für
alle Postbediensteten gel-
tender Branchenkollektiv-
vertrag auf Basis des
Angestelltengesetzes zu
schaffen.  

Ein W ort noch zu den
Alternativlösungen: Die
Gemeinden sind sicherlich
keine Alternative als Be-
treiber von Postgeschäfts-
stellen. Es gibt auch im
Burgenland Gemeinden,
die hier für die Post einge-
sprungen sind.  

ABER: Jede Gemeinde,
die eine Postgeschäftsstel-
le betreibt, zahlt drauf. Fi-
nanziell r echnet sich das
für die Gemeinden nicht.
Wir wissen, und die neues-
ten Zahlen zu den Ertrags-
anteilen beweisen das,
dass die Ertragsanteile für
mehr als die Hälfte aller
burgenländischen Ge-
meinden 2009 einbr echen.

Das hat viel mit der Um-
stellung auf die neue,
jährliche Registerzählung
zu tun, aber auch mit der
globalen Finanzkrise. 

Und gerade in so einem
Umfeld, wo die Menschen
nach Sicher heit suchen,
kommt das Postmanage-
ment und will tausend
Filialen schließen und tau-
sende Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter abbauen.
Das ist absolut gegen die
Interessen der Bevölke-
rung und hat auch wirt-
schaftlich über haupt kei-
nen Sinn. 

Wir for dern daher die
Post AG und den Finanz-
minister auf, diese Schlies-
sungswelle endgültig zu
beenden. Ein V orbeiregie-
ren an den Bedürfnissen
der Bevölkerung kann
nicht gut ausgehen. 

SPÖ und GVV Burgen-
land kämpfen für den
ländlichen Raum und für
unsere Gemeinden! Die
Gemeinden des Landes
brauchen ihre Postämter –
und vor allem die Bur gen-
länderinnen und Bur gen-
länder brauchen ihre Post. 

Euer

LAbg. Bgm. 
Ernst SCHMID

Präsident 
GVV Burgenland

Liebe Gemeindevertreterinnen!
Liebe Gemeindevertreter!
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GVV-Präsident Ernst Schmid: „Der
GVV hat immer zur Eile gedrängt, um
den Gemeinden klare Regeln mitzuge-
ben. Gemeindereferent Franz Steindl ist
aber säumig, denn eine ‘taugliche’ Ver-
ordnung lässt weiter auf sich warten!“ 

Im Burgenland haben zumindest elf
Gemeinden riskante Optionsgeschäfte
getätigt, um ihr Gemeindebudget auf-
zubessern. Die Gemeindeaufsicht unter
Steindls Führung hat sich zunächst
„unzuständig“ erklärt und später ver-
sucht, diese Auffassung zu stärken und
das Versagen der Aufsichtsbehörde zu
verschleiern. Schmid: „Es ist traurig,
dass Steindl noch immer nicht die
richtigen Konsequenzen aus seinen

Versäumnissen und jenen seiner
Gemeindeabteilung gezogen hat und
alle anderen hier ‘Schuld’ sein sollen!
Außerdem muss Steindl bereits vor
Jänner 2007 voll informiert gewesen
sein, obwohl er immer das Gegenteil
behauptet, da entsprechende Anfragen
von einzelnen Gemeinden bereits weit
vor Jänner 2007 an die Gemeinde-
abteilung gegangen sind. 

Aufgrund der aktuellen Finanzkrise
ist über eine Verschärfung der Kriterien
und Verbote nachzudenken. Hochris-
kante Spekulationsgeschäfte sollen in
Zukunft prinzipiell untersagt werden,
im Hinblick auf weniger riskante Fi-
nanzinstrumente sollen die Gemeinden

im Rahmen der Gemeindeautonomie
agieren – aber nur unter ganz strengen
Maßstäben. Hier muss es einen taug-
lichen Verordnungsentwurf geben. Die
novellierte Gemeindeordnung gibt den
Rahmen ja bereits vor. 

Schmid abschließend: „W ir als
GVV fordern Gemeindereferent Steindl
auf, rasch eine taugliche Verordnung
vorzulegen und seine Abteilung so zu
strukturieren, dass eine optimale Über-
prüfung der Gemeinden gewährleistet
ist. Außerdem soll Steindl endlich sein
Versprechen einlösen, und, wie im
Sommer zugesichert, den elf betrof fe-
nen Gemeinden Finanzexperten zur
Verfügung stellen                              �

Die Finanzkrise macht auch vor dem Burgenland nicht Halt.
Aufgrund der Devisenoptionsgeschäfte einiger Gemeinden wurde
schon im Sommer im Landtag auf Initiative der SPÖ und des
GVV eine massive Verschärfung der Kontrollen beschlossen.

Gemeinden haben durch Spekulationen
viel Geld verloren ...       Foto: bilderbox

Devisenoptionsgeschäfte: 
Strengere Regeln nötig!

Da es im Burgenland immer noch
große Rückstände bei der Erlassung
von Einheitswertbescheiden gibt,
nimmt dieser Umstand den Gemeinden
die Möglichkeit, die Vorschreibung der
Grundsteuer rechtzeitig vorzunehmen.
Dadurch entgehen den bur genländi-
schen Gemeinden wichtige Finanzmit-
tel. Der Sozialdemokratische Gemein-
devertreterverband Bur genland wurde
bereits im Jahr 2005 tätig. Zusammen
mit den zuständigen Behörden konnten
neue, vereinfachte Formulare entwick-
elt werden, die eine Bewertung für die
Sachbearbeiter auf den Finanzämtern
erleichtern.  Damit konnte im Bereich
der neu zu bewertenden Objekte eine
Entschärfung der Lage erreicht werden.
„Die größten Probleme”, so GVV -
Präsident Ernst Schmid, „bereiten uns

nach wie vor die großen Rückstände.
Ein Hauptproblem dabei sind und
waren die Verjährungsfristen, denn laut
geltender Gesetzeslage verjährt das
Recht, die Grundsteuer festzusetzen,
nach fünf Jahren.” 

Beispiel: Eine Gemeinde im Süd-
burgenland hat im Jahr 2000 schon auf
eine Grundsteuer in der Höhe von Euro
3.624,80 verzichten müssen. Bewertun-
gen für die Jahre 1990, 1991 1992 und
1993 wurden vom Finanzamt Oberwart
erst im Jahre 1999 erledigt.

Bessere Zukunft 
Und Schmid weiter: „Diese Veran-

staltung soll eine Informationsveran-
staltung für die Gemeinden sein, die
auch dem zuständigen Finanzamt die
Möglichkeit gibt, zu diesen Rückstän-

den Stellung zu nehmen und gemein-
sam zu überlegen, wie wir in Zukunft
die Rückstände noch besser in den Griff
bekommen und auch die Bewertung
weiter beschleunigen können.”

Was sind Werbungskosten? 
Und zum Thema W erbungskosten:

Der GVV bietet im Rahmen der
KOPAK (siehe Seite 7 dieser Ausgabe
von Neue Gemeinde ) Schulungen zu
dieser Thematik an. Das grundsätzliche
Problem ist immer wieder , dass vielen
FunktionärInnen auf kommunaler
Ebene nicht immer eindeutig klar ist,
welche Kosten und Aufwendungen man
beim Finanzamt geltend machen kann.
„Daher”, so Schmid, „wollen wir so
kurz vor dem Jahreswechsel die Chance
ergreifen und in Kooperation mit den
für uns zuständigen Finanzämtern hier
möglichst Klarheit schaf fen, damit
beim nächsten Steuerausgleich diese
neuen Erkenntnisse genutzt werden
können.” GVV-Präsident Ernst Schmid
bedankte sich  in diesem Zusammen-
hang bei Finanzamtsvorstand Dkfm.
Weber, der seine ReferentInnen zur
Verfügung stellte ...                           

�

Der Sozialdemokratische Gemeindevertr eterverband und der
Gemeindebund luden Ende Oktober zu Informationstagen zum
Thema „Grundsteuerpr oblematik und Absetzbarkeit von Wer-
bungskosten für KommunalmandatarInnen” nach Trausdorf
bzw. Oberwart. Je 70 bis 80 Inter essierte informierten sich ... 

Info-Tage in Nord & Süd
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SPÖ und GVV starten eine „kom-
munale Notruf-Aktion“, um den Druck
auf die verantwort lichen Stellen zu 
erhöhen: Allen bur genländischen Ge-
meinden wurde eine Resolution gegen
die Kahlschlag-Pläne bei der Post zur
Verfügung gestellt. Die Kommunen
wurden dazu eingeladen, sich mit
einem Beschluss im Gemeinderat für
den ländlichen Raum stark zu machen. 

Die Kürzungspläne bei der Post sor-
gen für massive Verunsicherung in der
Belegschaft und in der Bevölkerung.
Kolportiert werden der Abbau von bis
zu 9.000 Mitarbeitern und die Schlies-
sung von hunderten Postämtern. Post-
Vorstand Wais sprach of fen von 65
Prozent der derzeitigen Filialen, die zur
Disposition stehen. „Das würde auch
das Burgenland massiv treffen. Für uns
ist das einfach nicht hinnehmbar“,
stellte sich Klubchef Illedits demon-
strativ hinter den Protest der Gewerk-
schaft: „Eine verlässliche Versorgung
mit Post-Dienstleistungen ist ein we-
sentlicher Beitrag zur Lebensqualität

und wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit
im ländlichen Raum. Diese Grund-
versorgung wurde im Bur genland be-
reits d urch z wei S chließungswellen
zwischen 2000 und 2006 empfindlich
geschwächt. 63 von 126 Postämtern
wurden bereits geschlossen. So kann es
nicht weiter gehen!“ Gewerkschafter
Palensky kritisiert Management und
Eigentümervertreter: „Der Fin anzmi-
nister, die ÖIAG und der Postvorstand
machen es sich zu einfach, wenn sie nur
vom Zusperren und vom Personalabbau
sprechen! Wir wollen endlich kluge
und sozial verträgliche Vorschläge zur
Entwicklung der Post AG hören.“
Tatsächlich ist die Strategie der Post
AG seit Jahren dieselbe. Immer mehr
Filialen werden geschlossen oder an
Subunternehmer ver geben – immer
mehr Personal wird abgebaut und/oder
ins sogenannte „Entwicklungscenter“
abgeschoben. 

Der Sozialdemokratische GVV und
der SPÖ-Landtagsklub lehnen diese
Pläne ab. GVV Präsident Ernst Schmid:

„Die burgenländischen Gemeinden ha-
ben schon genug ‘geblutet’. Wir brau-
chen eine funktionierende Infrastruktur
– und die Post hat dabei eine Schlüssel-
funktion. Es ist den Menschen nicht
zuzumuten, dass sie 50 Kilometer bis
zum nächsten Postamt zurücklegen
müssen. Wir wollen Chancengleichheit
für alle Menschen, egal ob sie im
Ballungsraum oder in einem Dorf
leben!“ Das Unternehmen müsse sich
natürlich auf die Postmarkt-Liberalisie-
rung vorbereiten, räumt Klubchef Ille-
dits ein: „Aber das kann sinnvoll nur
durch eine of fensive Zukunftsstrategie
gewährleistet werden, nicht durch die
Selbstauslöschung des Unternehmens.
Für’s Zusperren und Kündigen braucht
man keine teuren Manager! 

Faymann-Verordnung 
bringt Nachdenkpause

Verkehrsminister Werner Faymann
hat bereits reagiert und die Post-Uni-
versaldienstverordnung so geändert,
dass die ausreichende Versorgung mit
Universaldiensten durch Postgeschäfts-
stellen bis auf weiteres sicher gestellt
ist, d. h. die Post AG kann nicht sofort
mit der Schließungsaktion beginnen!
„Damit hat Faymann eine Nachdenk-
pause erzwungen. Die müssen jetzt
aber andere nutzen – die nämlich, bei
denen der Ball wirklich liegt, weil sie
zuständig sind: der Post-V orstand, die
ÖIAG und als zuständiger Eigentümer-
vertreter der Republik Österreich Fi-
nanzminister Molterer“, fordert Illedits.  

Um den Anliegen des Bur genlands
Nachdruck zu geben, starteten der
SPÖ-Klub und der GVV eine „kommu-
nale Notruf-Aktion“: Sämtlichen Ge-
meinden wurde ein Resolutionsentwurf
zur Verfügung gestellt, der in den
Gemeinderäten beschlossen werden
soll. In dieser Resolution werden der
Finanzminister und der Post-V orstand
aufgefordert, die Kahlschlag-Pläne zu
stoppen.                                           �

STOPP dem POST-Kahlschlag!
SPÖ, Sozialdemokratischer Gemeindevertreterverband und Post-Gewerkschaft ziehen im Kampf
gegen die drohende Schließung weiterer Postämter im Burgenland an einem Strang. „Der ländliche
Raum braucht eine verlässliche Post-Grundversorgung. Wir fordern daher nicht nur eine Beschäf-
tigungsgarantie für alle Post-Mitarbeiter im Burgenland, sondern erwarten vom Management und
vom Finanzminister auch eine Zukunftsstrategie, die die Post-Filialstruktur im Burgenland nach-
haltig sichert“, betonen Klubchef Christian Illedits und GVV-Präsident Ernst Schmid sowie der stv.
Post-Zentralbetriebsratsvorsitzende Martin Palensky.

Kämpfen um Erhalt der Postämter – v. l.: Illedits, Palensky, Schmid Foto: zVg
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Gemeinsam mit Obmann-Stv. Andre-
as Gradwohl und Geschäftsführer

Thomas Hof fmann präsentierte Illedits

viel Neues rund um das Projekt
Discobus. Wurde 2007 die Rekordzahl
von 60.000 Jugendlichen befördert, kann
dieser Wert heuer noch einmal übertrof-
fen werden. Rechtzeitig zur Punsch- und
Ballsaison läuft die neue Aktion „Feiern
ohne Fahren” an. Dabei werden über den
Verein Discobus maßgeschneiderte
Shuttles f ür F irmenfeiern o rganisiert.
Außerdem werden nach Vereinbarung
innerhalb des Linienbetriebs Ballveran-
staltungen so angefahren, dass man
möglichst komfortabel vor dem Veran-
staltungslokal zu- und aussteigen kann.
Bis zum Ende der Faschingszeit stehen
die Discobus-Linien auch für Erwachse-
ne zur Verfügung. „Wir wollen mithel-
fen, dass in der veranstaltungs-, aber

auch unfallreichsten Zeit des Jahres das
Risiko im Straßenverkehr niedrig
bleibt”, betonen die Discobus-V erant-
wortlichen unisono. 

Mit der Ausweitung in das
Südburgenland im Vorjahr hat das
Projekt „Discobus” den bislang breite-
sten Ausbaustand seit seiner Gründung
vor über 15 Jahren erreicht: Derzeit sind
jeden Samstag 16 Discobusse in den
Bezirken Neusiedl, Eisenstadt, Matters-
burg, Oberpullendorf, Oberwart und
Güssing unterwegs. Im Nord- und
Mittelburgenland ist die ÖBB-Postbus
GmbH der Betriebspartner, im Süden die
Firma Südbur g. Finanziell mitgetragen
wird unser Netz von derzeit rund 135
Mitgliedsgemeinden. „Wichtig ist, dass
wir unseren konsensorientierten Weg
fortführen, um so ein optimales Angebot
für die Bur genländer zu schaf fen”,
betont GF Thomas Hof fmann. Daher
werden mit dem Fahrplanwechsel am
17. Dezember weitere Feinabstimmun-
gen vorgenommen. Auch eine neue
Mitgliedsgemeinde wird dabei ins
Liniennetz aufgenommen: Mit Start des
neuen Fahrplans werden die Discobusse
– die definitive Zustimmung des Bürger-
meisters vorausgesetzt – auch in Edelstal
(Bezirk Neusiedl) Station machen.      

�

KOPAK-Offensive 
Der Burgenländische Gemeindevertreterverband (GVV) startet
eine neue Schulungsoffensive. Die Kommunalpolitische
Akademie (KOPAK) steht dabei im Zentrum. Deren aktuelles
Programm steht jetzt auch im Internet.  

GVV-Präsident Ernst Schmid:
„Nach dem großen Erfolg der  Schu-
lungen bisher gehen wir jetzt online!“ 

Der GVV Burgenland hat  nach der
letzten Gemeinderatswahl 2007 ein um-
fassendes Schulungsprogramm für die
KommunalpolitikerInnen des Landes
gestartet. In Kooperation mit dem
Renner Institut Burgenland (RI) gab es
in allen Bezirken Basisseminare für die
Gemeindefunktionäre der SPÖ. Fast
800 GemeindevertreterInnen haben das
kostenlose Schulungsangebot von GVV
und RI angenommen. Schmid weiter:
„Auf dieser tollen Grundlage wollen
wir aufbauen! Ab sofort können unsere
KommunalpolitikerInnen das Kurspro-

gramm und alle Infos auch online unter
www.gvvbgld.at abrufen. Damit wol-
len wir unseren Funktionärinnen und
Funktionären noch mehr Service bieten.
Selbstverständlich kann man sich auch
online für die einzelnen Veranstal-
tungen anmelden!“ 

Nach den Schwerpunktseminaren,
die vor allem die Grundzüge der 
Gemeinde- und der Geschäftsordnung
vermittelt haben, wird es nun weitere
Seminare im Rahmen der KOP AK
geben. Das Programm umfasst neben
der Gemeindeordnung, die vertiefend
näher gebracht wird, Seminare zum
Voranschlag, Rechnungsabschluss und
Prüfungsausschuss, zum Baurecht

sowie Rhetorikseminare, Projektmana-
gement und  ein spezielles Programm
für weibliche und für jugendliche
Gemeinderäte. 

Schmid abschließend: „Bildung ist
der Schlüssel zum Wahlerfolg und der
Schlüssel zu einer erfolgreichen Politik
für die Menschen in unseren Gemein-
den. Wir wollen mit der neuen Website
moderne Wege gehen, um einerseits
mehr Service zu bieten und andererseits
inhaltlich – mit top geschulten Funktio-
närInnen – mehr für die Menschen zu
erreichen!                                         �

Neuer Fahrplan – Neue Mitgliedsgemeinde – Neue Schwerpunkt-
aktion: Nach dieser Devise wird das Discobus-Angebot im
Burgenland weiter optimiert. "Wir bemühen uns permanent, auf
die Anliegen der Jugendlichen einzugehen und Anregungen unserer
Partnergemeinden aufzugreifen. So sorgen wirdafür, dass die größ-
te Verkehrssicherheitsinitiative für Jugendliche im Burgenland
weiter wächst und noch besser angenommen wird", betont der
Obmann des Vereins Discobus, LAbg. Christian Illedits.

Discobus: Viel Neues!

Auch für Erwachsene da: Discobus
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Schneeräumung: Wer haftet?

Nach § 93 der Straßenverkehrs-
ordnung müssen grundsätzlich die Eigen-
tümer von Liegenschaften im Ortsgebiet
(ausgenommen Eigentümer von unver-
bauten, land- und forstwirtschaftlich
genutzten Liegenschaften) dafür sor gen,
dass Gehsteige und Gehwege, die sich
innerhalb einer Entfernung von 3 Metern
ab der Grundstücksgrenze befinden und
dem öffentlichen Verkehr dienen, entlang
der gesamten Liegenschaft in der Zeit
von 6 bis 22 Uhr von Schnee und Verun-
reinigungen  gesäubert und bestreut sind.
Existiert kein Gehsteig (Gehweg), so ist
der Str aßenrand in ein er Breite von
einem Meter zu säubern und zu bestreu-
en. Überdies haben die Verpflichteten für
die Entfernung von Schneewächten und
Eisbildungen von den Dächern ihrer an
der Straße gelegenen Gebäude zu sorgen. 

Der Grundstückseigentümer haf tet
für Schäden, die durch die Vernachlässi-
gung dieser Pflicht entstanden sind,
bereits ab leichter Fahrlässigkeit. Wenn
er zusätzlich Wegehalter ist und grob
fahrlässig gehandelt hat, haftet er auch
nach § 1319a ABGB.

Stichtwort Straßenverkehrsordnung:
Die Gemeinde ist zur Schneeräumung
auf Gehwegen nach der Straßenverkehrs-
ordnung lediglich dann verpflichtet,
wenn sie Grundstückseigentümer im
Ortsgebiet ist und Gehwege und Geh-
steige i nnerhalb e iner D istanz v on 3
Metern anliegen (Rathaus, Kindergarten
etc.). Übernimmt eine Gemeinde jedoch
freiwillig (auch ohne ausdrücklichen
Vertrag) die Räumung von Gehsteigen,
die sie nicht räumen muss, so nimmt der
OGH eine Vereinbarung zwischen

Gemeinde und Grundstückseigentümer
an. In einem solchen Fall haftet die
Gemeinde ab leichter Fahrlässigkeit.

Wann ist keine Haftung der Gemein-
de gegeben? Wird ein Weg der Gemeinde
im Sinne des § 1319a ABGB (Fußweg,
Gemeindestraße etc.) jedoch unerlaubt
benützt, so ist eine Haftung der Gemein-
de ausgeschlossen. Dies ist dann der Fall,
wenn die Gemeinde z.B. einen Weg in
einem Park durch das Aufstellen von
Verbotstafeln b ehördlich g esperrt h at
oder über eine Straße, zu deren Räumung
und Bestreuung die Gemeinde verpflich-
tet ist, durch die Bezirksverwaltungs-
behörde zur Gefahrenabwehr ein Ver-
kehrsverbot verhängt worden ist, sowie
wenn durch eine entsprechende Kenn-
zeichnung (Beweisfrage) für jedermann
erkennbar ist, dass kein Winterdienst auf
diesem/r Weg/ Straße durchgeführt wird.

Eine Haftung der Gemeinde ist in der
Regel auch dann nicht gegeben, wenn sie
die Erfüllung der oben genannten
Pflichten einem Privaten vertraglich
überträgt.                                            �

Wer muss wann räumen – und vor allem wer haftet? Auf mehre-
re Gesetze verteilt finden sich die gesetzlichen Verpflichtungen
zur Schneeräumung auf Straßen und Gehwegen. Eine Abgren-
zung der einzelnen Verpflichtungen und Haftungsbestimmungen
ist in der Praxis oft schwierig.  
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„Lebenslanges Lernen und Erwach-
senenbildung ist eine der zentralen Her-
ausforderungen der aktuellen Bil-
dungspolitik”, meinte der für Bildung
zuständige Landesrat Helmut Bieler .
Nach der Erstellung von Leitlinien für
Erwachsenenbildung solle nun die
Diskussion auf politischer Ebene über
die Zukunft dieses Bildungszweiges
eröffnet werden. 

Um einen Denkanstoß zu geben,
wurde Univ.-Prof. Mag. Dr. Gruber ein-
geladen, ein kurzes Referat zum Thema

zu halten. Gruber hat einen Lehrstuhl
für Erwachsenen- und Berufsbildung an
der Universität Klagenfurt inne.
„Erwachsenenbildung muss flexibel
sein”, so die Expertin. Die Stärke dieser
Bildungssparte sei ihre Pluralität und
Bürgernähe. Sie müsse auf aktuelle
Entwicklungen schnell reagieren kön-
nen. Wenn das gelinge, sei Erwachse-
nenbildung „Lebensbegleitendes Ler-
nen”, das auf aktuelle Trends eingehen
könne. 

Von politischer Seite wurden auch

die finanziellen Mittel für Erwachse-
nenbildung angesprochen. In den näch-
sten acht Jahren, der so genannten
Phasing Out-Periode, werden insgesamt
6,85 Millionen Euro zur Verfügung ste-
hen. Das ist eine Steigerung der Mittel
um 92 Prozent. Wichtiges Forum für
Erwachsenenbildung im Bur genland ist
die „Bur genländische Konferenz der
Erwachsenenbildung” – (BuKEB).     �

Die seit 20 Jahren durch die Öster-
reichisch-Ungarische Haydn Philhar-
monie unter Adam Fischer bestehen-
den Anknüpfungspunkte werden im
Haydn-Jahr 2009 ausgebaut und inten-

siviert. „W ir wollen damit nicht nur
dem wohl berühmtesten Komponisten
unseres Landes Tribut zollen und sein
Werk umfassend darstellen, sondern
auf der Basis dieses gemeinsamen kul-

turellen Erbes auch eine entsprechende
Nachhaltigkeit für die Kultur und den
Tourismus unserer Region erreichen”,
erklärten kürzlich  in Budapest Kultur-
landesrat Helmut Bieler und der un-
garische Staatssekretär des Ministeri-
ums für Bildung und Kultur , Ferenc
Csák, anlässlich der Präsentation der
zahlreichen gemeinsamen Aktivitäten
und Kooperationen im Haydn-Jahr
2009.

Joseph Haydns Lebensradius um-
fasste – abgesehen von den Reisen
nach London und Paris – ein Gebiet,
das sich zwischen Eisenstadt und
Wien, Rohrau (NÖ) und dem un-
garischen Sopron erstreckt. 

Das Haydn-Jahr 2009 bietet – aus-
gehend vom wohl berühmtesten Zitat
Joseph Haydns „Meine Sprache ver-
steht man durch die ganze Welt” – für
Ungarn wie auch für Österreich die
einmalige Gelegenheit, auf die Beson-
derheiten dieser multikulturellen Re-
gion hinzuweisen und gemeinsam den
Kosmopoliten Haydn zu entdecken.  �

„Erwachsenenbildung ist mehr als das Erwerben von Arbeits-
qualifikationen”, betonte Univ .-Prof. Mag. Dr . Elke Gruber in
ihrem Einleitungsstatement zur Diskussion im burgenländischen
Landtag. Die vom SPÖ-Landtagsklub einberufene Enquete
stand unter dem Titel „Die gesellschaftliche Bedeutung der
regionalen Erwachsenenbildung im Rahmen des Lebenslangen
Lernens”. An der Diskussion nahmen u.a. Vertreter namhafter
Bildungsorganisationen teil.

Landtags-Enquete:

Erwachsenenbildung &
Lebenslanges Lernen

LR Helmut Bieler bei der Enquete zum
Thema Erwachsenenbildung

Grenzenloses Haydnpaket

Der ungarische Kulturstaats-
sekretär Ferenc Csák (li.)
und Burgenlands
Kulturlandesrat Helmut
Bieler präsentierten gemein-
sam ein umfangreiches
„Haydnpaket”. Dazu 
zählen u.a. der leihweise
Austausch wertvoller
Dokumente und
Autographen, die in den
Schlössern Esterháza in
Fertöd und Esterházy in
Eisenstadt zu bewundern
sein werden.
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„Die Menschen und ihr unmittel-
barer Lebensraum, die Gemeinden, sind
das wesentliche Betätigungsfeld für die
Dorferneuerung. Ener gieeffizienz und
Klimaschutz sind untrennbar miteinan-
der verbunden – und die neue Ausrich-
tung der Dorferneuerung nimmt darauf
Rücksicht! Deshalb bilden Dorfer-
neuerung und Klimaschutz eine Erfolg
versprechende Partnerschaft im Inter-
esse der Menschen” sagt Landesrätin
Verena Dunst. 

Eine gleichsam erste Vorstufe des
nunmehr vorliegenden EKKO-Projekts
ist das seit Beginn des Jahres im Inter-
net verfügbare Energiecheck-Tool, dass
extra für die burgenländischen Gemein-
den im Auftrag der Landesrätin von der
FH Pinkafeld entwickelt worden ist.

Jede Gemeinde hat dazu die entspre-
chende Einweisung und auch die Zu-
gangsdaten erhalten. 

Das Projekt EKKO, für dessen 
Inhalt und Umsetzung die Bur gen-
ländische Ener gieagentur mit DI Hans
Binder verantwortlich zeichnet,  wird
mit Mitteln aus der Dorferneuerung un-
terstützt. Jede beteiligte Gemeinde er-
hält im Rahmen der Erstellung ihres
Energiekonzepts bis zu 60 % der Kon-
zeptkosten, maximal jedoch 12.000 
Euro. Einzelheiten zu Inhalt und För-
dermodalitäten können bei der Bur gen-
ländischen Ener gieagentur bzw . beim
Referat Dorferneuerung beim Amt der
Bgld. Landesregierung in Erfahrung ge-
bracht werden. 

Landesrätin Dunst (im Bild oben

mit GVV -Präs. Ernst Schmid): „Die
Dorferneuerung bemüht sich, dort Un-
terstützung anzubieten, wo der Leben-
sraum der Bur genländerInnen verbes-
sert werden kann und die Menschen
einen spürbaren Vorteil erfahren.”       �

Die umfassende Dorferneuerung hat
hinkünftig – noch mehr als bis dato –
eine moderne und zukunftsorientierte
Strategie für die Menschen im Bur-
genland als Zielsetzung. Aus diesem
Grund wurde das Spektrum der Dorf-
erneuerung erweitert und die im Jahr
2007 erlassenen Richtlinien moderni-
siert. Sie traten rückwirkend mit 5.
September 2008 in Kraft. 

Ein wichtiger Ansatz, der auch
entsprechend gefördert wird, ist dabei
die Unterstützung der Gemeinden
durch ausgebildete ProzessbegleiterIn-
nen. „W ir wollen nicht nur hohe
Lebensqualität erhalten, sondern ins-
besondere die Bur genländerinnen und
Burgenländer ermutigen, verstärkt
Eigeninitiative zu entfalten, um wirk-
lich alle Zukunftschancen nutzen zu
können" sagte dazu Landesrätin Vere-
na Dunst.

Aktive und kreative, von den Men-
schen gemeinsam getragene Dorfent-
wicklungsprozesse sind für Lan-
desrätin Dunst wichtig, um die bur-
genländischen Dörfer lebens- und
liebenswert zu erhalten.

Neben den baulichen und gestalteri-
schen Maßnahmen sollen in die Dorf-

erneuerung daher verstärkt neue, aktu-
elle Aufgabenstellungen und inhalt-
liche Schwerpunkte Eingang finden.
Diese umfassen beispielsweise die
Bereiche Soziales, Alten- und Kinder-
betreuung, Jugend, Kulturelles, Gen-
der-Mainstreaming, Nahversorgung,
Mobilität im ländlichen Raum und
Nachhaltigkeit auf dem Sektor Energie
und Ökologie.

Mittels budgetärer Umschichtungen
in Richtung Dorferneuerung ist dazu
ein großer Schritt zur noch besseren
Unterstützung der burgenländischen
Gemeinden getan worden. Bis zum
Jahr 2013 stehen nun in der Dorf-
erneuerung zusätzlich zu den mehr als
700.000 EURO im nationalen Budget
pro Jahr durchschnittlich 1,4 Millio-
nen E URO i m E LER-Programm z ur
Verfügung. 

In allen Fällen sind die Beachtung
von Gleichstellung/Gender -Mainstrea-
ming und die Erarbeitung eines kon-
kreten Umsetzungsplans Grundvo-
raussetzungen für die Auslösung der
Mittel. Es geht bei der umfassenden
Dorferneuerung um die nachhaltige
Gestaltung und Entwicklung durch in-
tensive Prozessarbeit – sprich Bür g-

erInnenbeteiligung – auf Gemeinde-
ebene. Damit soll das Dorf als Wohn-,
Arbeits- und Sozialraum mit eigen-
ständiger Kultur verwirklicht, eine
Verbesserung der Lebensverhältnisse
der Ortsbewohner erreicht, die wirt-
schaftliche Existenz der Dörfer ab-
gesichert, die bauliche und kulturelle
Eigenart gewährleistet, die Eigen-
ständigkeit der Dörfer gestärkt und der
Abwanderung aus den Dörfern struk-
turschwacher Räume entgegengewirkt
werden.

Förderschwerpunkte sind Informa-
tion und Prozessbegleitung, die Erstel-
lung eines Dorferneuerungsleitbildes,
die Planung/Entwicklung von Projek-
ten zur Realisierung des Dorferneuer-
ungsplanes sowie die Planung/Ent-
wicklung von Projekten zur Realisie-
rung des Dorferneuerungsleitbildes als
neuer Maßnahmenkatalog mit Akzen-
ten im sozialen, wirtschaftlichen und
ökologischen Bereich. Diese neuen

Fördermaßnahmen sollen beispiel-
sweise zur Sicherung der Nahver-
sorgung in den Gemeinden, zur Orts-
bildgestaltung, aber auch zur
Verbesserung der Mobilität, der Bil-
dung, der Interkommunalen Zusam-
menarbeit, der sozialen Bereiche, der
Energie- und Umweltsituation sowie
zur Identitätsförderung beitragen.     �

Dorferneuerung neu 

Dorferneuerung mit
Energiecheck-Tool
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Basis dafür ist ein völlig neues
Kinderbildungs- und -betreuungsgesetz,
das nach intensiven Verhandlungen
unter Einbindung des GVV am 30. Ok-
tober im Landtag beschlossen wurde.
Das neue Gesetz kann damit mit 1. Jän-
ner 2009 in Kraft treten. Die Eckpunkte
dieses gemeinsamen Gesetzes von SPÖ
und ÖVP sind: 
� Stärkung der Gemeindeautonomie
� Möglichst bedarfsgerechte Betreuung
für Kinder und Eltern 
� Flexibilität fördern – „zulassen statt
verordnen“  

Die wichtigsten Neuerungen für
Familien, Gemeinden und Kinder-
garten-PädagogInnen sind: 
� Gesetzlicher V ersorgungsauftrag 
(bedarfsgerecht, flächendeckend und

gemeindeübergreifend): Anspruch auf
einen Betreuungsplatz für jedes Kind.  
� Mehr Betreuungsplätze für unter
3jährige; vollinhaltliche Berücksichti-
gung der Art. 15a-V ereinbarung über
die frühsprachliche Förderung und
Schaffung zusätzlicher Kinderbetreu-
ungsplätze  
� Klare Aufwertung des Bildungsaspek-
tes; verpflichtende Verankerung eines
Entwicklungskonzeptes und eines päda-
gogischen Konzeptes  
� Festschreibung von Mindestöf fnungs-
zeiten – mindestens 20 Wochenstunden  
� Horteförderung unter pädagogischen
Gesichtspunkten - nämlich in Kombina-
tion mit dem Angebot einer lernbezoge-
nen Stunde  
� der gemeindeübergreifende Ansatz
wird erweitert – nicht nur in Kinder-
krippen, sondern auch bei eingruppigen
Kindergärten erhöhte Fördersätze  
� Senkung des Eintrittsalters auf 2,5
Jahre – außer bei Bestehen einer
Kinderkrippe  
� Ermöglichung von alterserweiterten
Kindergartengruppen – bei Bedarf und
unter klaren Rahmenbedingungen  
� ein neuer Mindestpersonaleinsatz

wird definiert – verpflichtende Helferin
/Helfer auch in eingruppigen Kinder-
gärten; für weitere Gruppen verpflich-
tende Helferin/Helfer variabel zwischen
10 und 20 Stunden  
� neue flexible und bedarfsangepasste
Ferienregelung – autonome Gestaltung
durch die Gemeinden  
� Einsatz von Tagesmüttern für die Be-
treuung in den Räumen der Kinder-
betreuungseinrichtungen ermöglichen
(Ferien/ Krankenstandsvertretung)  
� eine verpflichtende, kostenlose ärzt-
liche Untersuchung jährlich  
� Wesentliche Verbesserungen für die
Gemeinden: Flexibilisierung im Be-
reich der b aulichen Gestaltung – Re-
duzierung der Mindestflächen ab der
zweiten Gruppe auf 500 m 2; anderer-
seits durch neue Fördermechanismen:
gruppenbezogene Förderung – Auswei-
tung der geförderten Wochenstunden
von 48 auf 60. Gemeinden können für
sich selbst ein spezielles Kinderbetreu-
ungsangebot aus einem Angebotskoffer
zusammenstellen.  
� Neue Urlaubsregelung für die Kinder-
gartenpädagogInnen: Die durchschnitt-
liche Ferienzeit wird in Arbeitstage
umgerechnet, das bedeutet: 

a) Kinder gartenpädagogInnen, deren
Dienstverhältnis vor dem 1. November
2008 begründet wurde: Bei einem
Dienstalter von weniger als 25 Jahren:
41 Arbeitstage; bei einem Dienstalter
von 25 Jahren und mehr: 43 Arbeitstage  

b) Kinder gartenpädagogInnen deren
Dienstverhältnis nach dem 1. Novem-
ber 2008 begründet wird: 38 Arbeits-
tage.                                                     

�

Kinderbetreuung
auf neuen Beinen

Die Kinderbetreuung wird in den burgenländischen Gemeinden ab 1. Jänner 2009
eine völlig andere Basis vorfinden.                                                     Foto: bilderbox

Im Burgenland wird es durch ein neues Gesetz zu einem weiteren
Ausbau und einer Qualitätsverbesserung im Bereich der Kinder-
betreuung kommen. 
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Umsetzung der
Dienstleistungsrichtlinie 

Die am 21. und 22. Oktober tagende
RGRE-Arbeitsgruppe öffentliches Auf-
tragswesen befasste sich u. a. mit der
Umsetzung der EU-Dienstleistungs-
richtlinie und der Einbeziehung der
kommunalen Verbände in diesen Pro-
zess. Die DL-RL muss bis Ende 2009 in
nationales Recht umgesetzt sein, derzeit
läuft in fast allen Mitgliedstaaten das
„Screening” des Rechtsbestandes. 

Auch wenn der Großteil des natio-
nalen, die DL-RL berührenden  Rechts-
bestandes auf zentraler Ebene zu finden
ist, erkennt auch die Kommission an,
dass gewisse kommunale Bestimmun-
gen in Konflikt zur RL stehen können. 

Grundsätzlich müssen im „Scree-
ning” sämtliche Gesetzestexte und Ver-
fahren geprüft werden, die für den
freien Dienstleistungsverkehr und Un-
ternehmensansiedelungen von Bedeu-
tung sind. In den meisten Mitglieds-
staaten sind die Wirtschaftsministerien
für die Organisation des Screenings und
der weiteren Umsetzung verant-
wortlich, unterschiedlich ist jedoch der

Grad der Einbeziehung der Kommunen
bzw. ihrer Verbände. 

In den Niederlanden informiert die
Regierung die Kommunen umfassend
über die sie betreffenden Auswirkungen
der Richtlinie, während die britische
Regierung lediglich eine Liste jener
gesetzlichen Bestimmungen online
stellte, die überprüft werden sollen. In
Schweden erhält der Verband der
Regionen und Gemeinden drei Monate
Zeit, die von der Regierung vorgeschla-
genen, durch die Richtlinie nötigen An-
passungen der schwedischen Gesetz-
gebung zu kommentieren. Insgesamt
vertreten mehrere Mitgliedsstaaten die
Position, die notwendigen Anpassungen
werden sich auf wenige Bereiche
konzentrieren und mehr oder weniger
kosmetischen Inhalts sein. Gerechnet
wird v .a. mit Novellierungen im
Umwelt- und Sozialrecht, wobei weder
Vertreter der Verbände noch die
Kommission konkrete Beispiele nennen
konnten. Auf die Frage, ob Pflege unter
die von der Dienstleistungsrichtlinie
ausgenommenen Gesundheitsdienste
falle, a ntwortete d ie Vertreterin d er
Kommission mit einem klaren Nein.
Klargestellt wurde auch, dass Bewilli-
gungsverfahren für Dienste und Unter-
nehmen nicht per se in Widerspruch zur
Richtlinie stehen, sondern dass sie dann
beibehalten werden können, wenn sie
z.B. aus Umweltschutzerwägungen be-
gründet sind. 

Die Kommission geht im Übrigen
davon aus, dass anfangs v .a. die Bau-
und Immobilienbranche, Reiseanbieter
und Fremdenführer , Cateringdienste
sowie Rechtsanwälte und Tierärzte von
den Möglichkeiten der Dienstleistungs-
richtlinie Gebrauch machen werden. 

Interkommunale Kooperationen
Im Rahmen derselben Arbeitsgrup-

pensitzung diskutieren die Vertreter der
RGRE-Mitgliedsverbände mit einem
Vertreter der EU-Kommission über in-
terkommunale Kooperationen. Die
Kommission vertritt nach wie vor den
Standpunkt, dass es keinen Persilschein
für interkommunale Zusammenarbeit
gibt, v.a. wenn diese nicht im Rahmen
eines Gemeindeverbandes, sondern auf
loser oder privatrechtlicher Basis er-
folgt. Insbesondere vermisst die Kom-
mission konkrete Gründe, warum in-
terkommunale Zusammenarbeit von
der Anwendung des Vergaberechts
auszunehmen sei. 

Von Seiten des RGRE wurde vorge-
bracht, dass die kommunale Aufgaben-
besorgung nicht zuletzt aufgrund EU-
rechtlicher Vorgaben i mmer k ompli-
zierter werde, weshalb Gemeinden qua-
si zur Kooperation gezwungen werden.
Die Thematik soll jedenfalls auch in die
RGRE-Charta über öf fentliche Dienste
einfließen, konkrete Rückmeldungen
aus den Landesverbänden und Gemein-
den sind willkommen.                      �

Kürzlich erfolgte der Spatenstich
für die neue Volksschule in Winden
am See. Bei den Feierlichkeiten anwe-
send waren neben dem Gastgeber ,
Bundesrat und Bür germeister Erwin
Preiner, u.a. Landeshauptmann Hans
Niessl und der amtsführende Präsident
des Landesschulrats, Gerhard Resch. 

„Die Investitionen der Gemeinde
in die Infrastruktur sind vorbildlich”,
meinte der Landeshauptmann und
verkündete in seiner Funktion als Lan-
desschulratspräsident des Bur genlan-
des auch gleich die Einrichtung einer
dritten Klasse in der Volksschule
Winden. Bisher gab es in Winden zwei
Klassen, wobei die 1. und 2. Schulstu-
fe, sowie die 3. und 4. Schulstufe zu-
sammen unterrichtet wurden. Die jün-
gere Klasse, zusammen 26 Kinder ,
soll geteilt werden, sobald eine zusätz-

liche Lehrkraft verfügbar ist. 
Der Neubau der Volksschule

wurde notwendig, weil das bisherige,
schon recht alte Gebäude zunehmend
zu klein für die steigende Kinderzahl
in Winden geworden ist. Das neue,

barrierefreie Gebäude in der Ber gäck-
er-Siedlung wird auf 1.700 m 2 genü-
gend Raum für die Schulkinder bieten.
Teil des Neubaus ist auch ein großer
Turnsaal, der außerhalb der Unter-
richtszeit der gesamten Gemeinde-
bevölkerung zur Verfügung stehen
soll. Die Fertigstellung des neuen
Gebäudes ist für 2010 geplant.

Spatenstich für VS Winden/See

v.l.: BSI Dr . Stefan Szecsenyi, VD Anna Geyer, Architekt DI. W erner Thell, BR
Bgm. Erwin Preiner, LH Hans Niessl, LSR Dr. Gerhard Resch, LSI Erwin Deutsch,
Dir. Vincent Zechmeister (Teerag-Asdag)   
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Die Gesamtbaukosten wurden
seinerzeit auf ATS 40 Mio. (rd. 2,9 Mio.
Euro) geschätzt. Die tatsächliche End-
abrechnung er gab Euro 3.017.761,26,
wobei für die Grundaufbringung insge-
samt Euro 1.043.541,10 zu Buche ste-
hen. Der Finanzierungsschlüssel wurde
wie folgt festgelegt: 50 % Bund, 40 %
Land, 10 % Gemeinden (davon 6 %
Stoob, 3 % Oberpullendorf, 0,75 %
Frankenau-Unterpullendorf, 0,25 %
Lutzmannsburg).

Dieser Finanzierungsschlüssel
wurde jedoch in keiner Bauphase einge-
halten. Die Anteile des Bundes (vertre-
ten durch das Landwirtschaftsministeri-
um) waren in den Jahren 2000 bis 2007
mit Beträgen zwischen Euro 230.000
und 500.000 im Rückstand, die mit
Kreditfinanzierungen durch die Markt-
gemeinde Stoob kompensiert werden
mussten. Die daraus entstandene Zins-
belastung von ca. Euro 120.000 muss
von der Marktgemeinde Stoob aufge-
bracht werden. Per Ende Oktober 2008

waren nach wie vor Bundesmittel in der
Höhe von  Euro 175.315,98 ausständig!

Trotz dieser Finanzierungsprobleme
hat sich die Anlage bereits bewährt.
Beim Hochwasser vom 26./27. Juni
2008 wurde das Becken mit einem
Rückhaltevolumen von 400.000 m3 und
einer Ausdehnung von 15 ha zur Gänze
gefüllt (d.s. 400.000.000 l Wasser !).
Ohne das Rückhaltebecken wären
damals 107 anstatt 57 m 3/sec. im Stoo-
berbach weitergeflossen und hätten gra-
vierende Überflutungen und Schäden in
den darunter liegenden Gebieten und

Gemeinden angerichtet.
Neben der Schutzwirkung wurde

bei der Errichtung auch auf die ökolo-
gischen Aspekte Rücksicht genommen.
Es wurden 10.000 Sträucher und 
Bäume gepflanzt. Verschiedene Biotop-
flächen bieten wertvollen Rückzugs-
raum für Fauna und Flora.

Auf der Dammkrone führt der
Radweg R 50. Die gesamte Anlage wird
mittlerweile als wertvolles Naherho-
lungsgebiet angenommen und ist bei-
spielgebend für das positive Zusam-
menwirken von Mensch und Natur.    �

Hochwasserschutz Stooberbach
Freuen s ich ü ber e inen e ffizienten
Hochwasserschutz für ihre Gemeinden:
Die v on d er R ückhalteanlage b etroffe-
nen Gemeindevert reter im Stoober-
bach-Gebiet.

Nach einer Bauzeit von rund sieben Jahren – Spatenstich war im
November 2001 – wurde nun die Hochwasserrückhalteanlage
Stooberbach, ein vorbildliches Hochwasserschutzpr ojekt,
finanziell abgerechnet.

Demnach sollen ab 1. Jänner 2009
die Sozialhilferichtsätze um 4% erhöht
werden. In Zahlen ausgedrückt bedeutet
dies, dass Alleinstehende künftig anstatt
455,40 Euro monatlich 473,60 Euro an
Unterstützung bekommen. Bei der
Unterstützung für Familien wird nach
Hauptunterstützten und nach
Mitunterstützten unterschieden. Der/
die Hauptunterstützte erhält 391,90
Euro (2008: 376,80 Euro ), mitunter-
stützte Erwachsene erhalten 285,90
Euro (2008: 274,90 Euro). Anstatt
134,90 Euro gibt es ab Jänner 140,30
Euro für zu versorgende Kinder.

Nach dem Burgenländischen Sozial-
hilfegesetz ist die Möglichkeit gegeben,

sozial schwachen Personen Unter-
stützung zu gewähren. Diese Unterstüt-
zung kann in Form von Geldleistungen
für den Lebensunterhalt, die Pflege, die
Krankenhilfe, die Unterbringung in
Einrichtungen und die Übernahme der
Bestattungskosten gewährt werden.

Weiters wurde die Erhöhung der
Bekleidungsbeihilfe für in Heimen und
Anstalten stationär unter gebrachte Per-
sonen um 4% auf 321,30 Euro jährlich
erhöht. 

Für die behindertengerechte Adap-
tierung eines Pkw’ s kann eine Förde-
rung bis zu 881,60 Euro (2008: 847,30
Euro) gewährt werden. 

Die Gewährung der Hilfe, insbeson-

dere für  Lebensunterhalt, w ird auch
davon abhängig gemacht, inwieweit
der/die Hilfesuchende bereit ist, seine
Arbeitskraft in zumutbarer Weise zur
Beschaffung seines Lebensbedarfs ein-
zusetzen. 

Die Steigerung um 4% soll auch
gegen die allgemeine Teuerung wirken. 

Zu den Aufgaben des Sozialhilfe-
beirates gehört die Beratung der
Landesregierung bei der Erlassung von
Verordnungen und bei der Behandlung
grundsätzlicher, die Sozialhilfe betref-
fender Fragen. Dem Sozialhilfebeirat
gehören vier Mitglieder des Landtags,
sechs Vertreter der Gemeinden,
Vertreter der zuständigen Abteilungen
der Landesregierung, ein Vertreter des
Arbeitmarktservices, V ertreter von
Trägern der freien Wohlfahrtspflege
sowie ein Vertreter der Österreichischen
Arbeitsgemeinschaft für Rehabilitation
an. Vorsitzender des Beirates ist
Landesrat Dr. Peter Rezar. 

�

Die Burgenländische Landesr egierung hat auf Initiative des
Vorsitzenden des Sozialhilfebeirates, Soziallandesrat Dr . Peter
Rezar, beschlossen, die monatlichen Richtsätze nach dem
Burgenländischen Sozialhilfegesetz deutlich zu erhöhen.

Sozialhilfe: Plus 4 Prozent
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Bei einem Treffen mit der Associati-
on des Petites Villes des France
(APVF), der Interessensvertretung der
kleinen französischen Gemeinden
(zwischen 3.000 und 20.000 EW), wur-
den gemeinsame Probleme und Inter-
essen erörtert. Die insgesamt 36.000
französischen Gemeinden verfügen bei-
spielsweise über keinen Finanzaus-
gleich mit dem Zentralstaat und müssen
jährlich ihre Mittel neu verhandeln.
„Das macht es für uns sehr, sehr schwie-
rig, unsere Budgets zu planen", so der
Vizepräsident der APVF, Phillippe
Bodard. 

Die Gesamtanzahl der Gemeinden in
Frankreich ist deshalb so hoch, weil im
Grunde alles, was in Österreich eine
Ortschaft ist, dort als eigene Gemeinde
gewertet wird, der jeweils ein Ortsvor-
steher (Bür germeister) vorsteht. Die
eigentliche Macht liegt freilich bei einer
Organisationseinheit, die am ehesten
mit einem Bezirk in Österreich
vergleichbar ist. 

Im Zentrum der weiteren Gespräche
standen Probleme, die auch in Öster-
reich latent sind. Ernst Schmid: „W ir
haben gesehen, dass auch in Frankreich
die Themen Daseinsvorsorge und demo-
graphische Entwicklung die kommunal-
politischen Diskussionen dominieren!”

36.000 Gemeinden in Frankreich
Die Gemeinden sind in Frankreich in

mehreren verschiedenen Verbänden or-
ganisiert. Die Gemeindebund-Dele-
gation traf auf den Präsidenten der
36.000 BürgermeisterInnen, Jacques
Pelissard, der von all diesen Bür ger-
meistern in direkter Wahl gewählt wird.
„Alles, was in Brüssel beschlossen wird,
trifft am Ende auch die Gemeinden in
der Umsetzung”, sprach Pelissard die

europäische Dimension von Kommu-
nalpolitik an. Daher sei es besonders
wichtig, dass die Gemeinden auch in
Europa bei den Institutionen vertreten
seien, um dort ihre Anliegen zu artiku-
lieren und einzubringen. 

Am zweiten Reisetag stand ein
Termin mit einem Vertreter der EU-
Ratspräsidentschaft auf dem Programm.
Antoine Joli, Generalsekretär für Ko-
operation im französischen Außenmi-
nisterium empfing die Delegation zum
Gedankenaustausch. Den französischen
Gemeinden seien internationale Koope-
rationen und Partnerschaften mit eu-
ropäischen Gemeinden ein großes An-
liegen. „Mehr als 4.000 Gemeindepart-
nerschaften b estehen a llein z wischen
Frankreich und Deutschland. Im Grunde
hat fast jede deutsche Gemeinde eine
französische Partnergemeinde”, so Joli 

Am Nachmittag  des 1 7. Oktober
wurden die österreichischen Bür ger-
meisterInnen schließlich von der Gene-
raldirektorin der Stadt Paris empfangen.
Im Gegensatz zur heimischen Bundes-
hauptstadt ist die Stadt Paris für die
Gesundheitseinrichtungen nicht verant-
wortlich. Daraus resultiert auch der er-

heblich geringere Mitarbeiterstand von
40.000 (W ien: 70.000). „V iele wissen
auch nicht, dass die Stadt eigentlich sehr
klein ist”, so die Direktorin. „London ist
von der Fläche her acht Mal so groß,
Berlin sogar 15 Mal." 

Reise-Resümee von GVV Präsident
Ernst Schmid. „Der Österreichische
Gemeindebund lebt den europäischen
Gedanken, indem jedes Halbjahr eine
solche Reise, jeweils in die Hauptstadt
jenes L andes, d as d ie R atspräsident-
schaft innehat, organisiert wird.” Folge-
richtig führt die nächste Reise von 14.
bis 16. Mai 2009 nach Prag. Interes-
sierte KommunalmandatarInnen können
sich schon jetzt unter 
oesterreichischer@gemeindebund.gv.at
anmelden.                                         �

Kommunalpolitik in Paris

v.l.n.r.: GVV Präsident Ernst Schmid, Übersetzerin, 
Österreichischer Gemeindebund Präsident Helmut Mödlhammer 

Ein überaus intensives kommunales Pr ogramm absolvierten die
Teilnehmer der Fach- und Bildungsr eise des Österr eichischen
Gemeindebundes kürzlich in Paris. Die rund 60 TeilnehmerInnen
führten Gespräche mit den Schwesterverbänden, EU-V ertretern
und dem österreichischen Botschafter. Fazit von Gemeindebund-
Vizepräsident Ernst Schmid: „Die Pr obleme in der Kommunal-
politik in den beiden Ländern sind ähnlich, die heimischen
Gemeinden sind in ihr en Möglichkeiten – Stichworte:
Finanzausgleich und föderale Struktur – aber weit vor den
französischen!”

Burgenland Delegation: v .l.n.r.: GVV
LGF Mag. Herber t Marhold, LAbg.
Bgm. Matthias Gelbmann, KO LAbg.
Rudi Str ommer, GB-Präsident LAbg.
Bgm. Leo Radakovits, GVV -Präsident
LAbg. Bgm. Ernst Schmid, GB-LGF
Matthias Heinschink 
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� BB ee ss oo nn dd ee rr ee rr   SS PP ÖÖ -- RR aa bb aa tt tt auf alle Katalogpreise 
(gilt auch für Sonderangebote, last minute, fly only, ...)!

� Keine Buchungsgebühr oder Bearbeitungsgebühr!

� Keine Anzahlung!

� Bezahlt wird erst nach Erhalt der Reiseunterlagen, zirka 10 Tage vor
Reiseantritt!

� Bestpreisgarantie!
(Preisvergleich bei gleichen Hotels verschiedener Veranstalter!)

� Einmaliger Grand Tours-Treuebonus:
GRATIS-Wochenende für 2 Personen in der Thermenregion (Südbgld.) in
einem 4-Sterne-Hotel, NF, nach der 4. Buchung!

Die Buchungen erfolgen telefonisch, mittels Fax oder per e-mail.
• Gewählt werden kann aus allen Katalogen, die in Österreich auf dem Mar kt sind

(TUI, Neckermann, Gulet, Magic Life, 1-2-fly, Terra Reisen, Bentour, Fti, Nazar, 
Tai Pan, Dertour, Costa Kreuzfahrten, Jahnreisen, ETI u.v.a.m.)

• Die Kataloge werden Ihnen zugesandt, oder Sie besorgen sich diese selbst.
• Die Reiseunterlagen (Tickets, Voucher, Rechnung) erhalten Sie auf dem Postweg.

Vergleichen Sie! Ein Anruf lohnt sich bestimmt!
TTee ll ee ff oo nn   00 33 33 55 88   --   22 00 33 33
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